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Vorwort 

Die vorgelegte Arbeit beruht auf einem Gutachten, das der Verfasser Anfang 
des Jahres 2000 für die Deutsche Telekom AG erstattet hat. Seine Erstellung 
war dadurch veraniaßt, daß das Telekommunikationsunternehmen seit 1997 in 
zunehmendem Maß von den Strafverfolgungsorganen zur Durchführung soge-
nannter Zielwahl-Suchen aufgefordert wird. Unter einer Zielwahl-Suche ist eine 
automatisierte Recherche der elektronisch gespeicherten Kommunikationsdaten 
zu verstehen, die mit dem Ziel durchgeführt wird, diejenigen unbekannten An-
schlußnummern festzustellen, von denen ein bekannter Anschluß (zumeist des 
Beschuldigten oder des Opfers einer Straftat) angewählt worden ist.) Da die 
Datensätze, die das Telekommunikationsunternehmen über jede hergestellte 
Verbindung anlegt, nach der Person des Kostenschuldners aufgebaut und die 
Kosten (regelmäßig) vom Anrufer zu tragen sind, setzt die Feststellung der un-
bekannten Anrufer voraus, daß die Verbindungsdaten aller anderen Anschluß-
inhaber überprüft werden. Ein Zielwahl-Suchlauf ist somit eine automatisierte 
Datenbankrecherche, die die Kommunikationsdaten aller von dem Telekommu-
nikationsunternehmen geführten Anschlußinhaber mit der bekannten Anschluß-
nummer einer bestimmten anderen Person abgleicht. 

Die Ersuchen stützen sich als Rechtsgrundlage auf § 12 des Fernmeldeanla-
gengesetzei (FAG), also auf eine Norm, deren materielle Eingriffsvorausset-
zungen seit mehr als siebzig Jahren nahezu unverändert geblieben sind. Sie er-
laubt die (nachträgliche) Kontrolle der Telekommunikationsdaten und ergänzt 
damit die Befugnis der Strafverfolgungsorgane zur Oberwachung des (zukünf-
tigen) Telekommunikationsverkehrs. Die strukturellen Probleme, die durch die-
se Kontrollbefugnis aufgeworfen werden, können als paradigmatisch für die 
Wirkungslosigkeit von Datenschutz im Strafverfahren angesehen werden. 

Die Arbeit stellt zunächst die technischen und rechtlichen Voraussetzungen 
der Auskunftserteilung über Telekommunikationsdaten dar (Teil A), um auf 
dieser Grundlage den Anwendungsbereich des § 12 FAG zu bestimmen (Teil 
B). Im Mittelpunkt der Arbeit stehen Untersuchungen zur Verfassungsmäßigkeit 

) Der Anrufer wird üblicherweise als A-Teilnehmer, der Angerufene als B-
Teilnehmer bezeichnet. Die Zielwahl-Suche ist also die Suche nach unbekannten A-
Teilnehmern bei einem bekannten B-Teilnehmer. 

2 Vom 14.1.1928, RGBI. I, S. 8, zuletzt geändert durch das Gesetz zur strafverfah-
rensrechtlichen Verankerung des Täter-Opfer-Ausgleichs und zur Änderung des Geset-
zes über Fernmeldeanlagen vom 20.12.1999, BGBI. I, S. 2491. 
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des § 12 FAG, insbesondere bezüglich seiner Anwendung auf die Ziel wahl-
Suche (Teil C). Den Abschluß bilden Überlegungen zu den prozessualen Be-
fugnissen der Telekommunikationsuntemehmen (Teil D) und zur Entschädi-
gung nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständi-
gen3 (ZSEG). 

Münster, April 2000 Jürgen Welp 

3 Vom 26.7.1957, BGBI. I, S. 86111902 i. d. F. der Bekanntmachung vom 1.10.1969 
(BGBI. I, S. 1715), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.4.1997, BGBI. I, S. 966. 
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